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In der letzten Nationalratssitzung vor 
der Sommerpause wurden der Papa-
monat und die volle Anrechnung der 
Karenzzeiten beschlossen.

Der Papamonat ist ab September 2019 
für alle Väter möglich. Rechtsanspruch 
hatten bislang nur öffentlich Beschäf-
tigte oder alle mit entsprechendem Kol-
lektivvertrag. Die Voraussetzung ist ein 
gemeinsamer Haushalt mit dem Kind. 

Folgende Meldefristen gelten:
 ● Vorankündigung: Drei Monate vor 

dem errechneten Geburtstermin
 ● Geburt: unverzügliche Meldung
 ● Antrittszeitpunkt: Meldung spätes-

tens eine Woche nach der Geburt

Der Papamonat kann für einen Monat 
ab dem Tag der Geburt bis zum Ende des 
Mutterschutzes in Anspruch genommen 
werden. Man erhält einen Familienzeit-

bonus von 22,60 € täglich (somit rund 
700 €). Weiters gibt es einen Kündigungs- 
und Entlassungsschutz.

Volle Anrechnung Karenzzeiten

Für Geburten ab August 2019 gilt: Die 
gesetzliche Elternkarenz bis maximal 
zum 2. Geburtstag des Kindes wird voll 
berücksichtigt – und zwar für alle An-
sprüche, die von der Dienstzeit abhän-
gen. Weiters gilt die Vollanrechnung für 
jedes Kind und nicht nur für eines. Bisher 
wurde nur die erste Karenz für maximal 
zehn Monate angerechnet.

Die Anrechnung ist relevant für:
 ● Kündigungsfrist
 ● Dauer der Entgeltfortzahlung im 

Krankheitsfall
 ● 6. Urlaubswoche
 ● Gehaltsvorrückungen
 ● Anwartschaft Abfertigung Alt

Papamonat und 
Karenzzeiten anrechnen

Nicht nur Papas dürfen 
sich freuen: Neben dem 
Papamonat, der ab Sep-
tember für alle möglich 
ist, werden sämtliche 
Karenzzeiten voll  
angerechnet.

Wir hoffen, Sie hatten in den Som-
mermonaten Zeit für inspirierende 
Aktivitäten. Auch das Parlament war 
inspiriert und beschloss die Anrech-
nung der Karenzzeiten und den Pa-
pamonat. Wir berichten darüber in 
unserer Titelstory.

Ansonsten hat sich aus steuerlicher 
Sicht nicht viel getan, daher nutzen 
wir diese Ausgabe für häufig nach-
gefragte Themen wie das Geschäfts-
führer-Auto oder das Homeoffice.

Wir wünschen viel Vergnügen 
beim Lesen unserer neuen impuls- 
Ausgabe und sind sicher, dass auch 
für Sie Interessantes dabei ist.
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Wer hilft, bekommt weiter Lohn
Wenn Dienstnehmer mehr als acht Stunden durch Hilfe bei einem
Katastropheneinsatz ausfallen, bekommen sie ihr Entgelt trotzdem.

Reformen ab 2020
Noch vor der Nationalratswahl könnten einige
Steuer-Neuheiten beschlossen werden.

D I E N S T G E B E R

Im Sommer beschloss das Parlament 
ein Gesetz, dass freiwillige Helfer bei 
Feuerwehr, Rettung und Co. im Ein-
satzfall weiterhin ihren Lohn und ihr 
Gehalt bekommen. Als Arbeitgeber be-
kommt man eine Entschädigung vom 
Katastrophenfonds. Das neue Gesetz 
gilt seit 1. September 2019.

Entgeltfortzahlung für freiwillige Helfer

Einsatzkräfte haben Anspruch auf Ent-
geltfortzahlung, wenn folgende Voraus-
setzungen erfüllt sind:

 ● Dienstverhinderung durch Einsatz als 
freiwilliges Mitglied einer Katastro-
phenhilfsorganisation, eines Rettungs-
dienstes oder einer freiwilligen Feuer-
wehr bei einem Großschadensereignis 
oder

 ● Dienstverhinderung durch Einsatz als 
freiwilliges Mitglied des Bergrettungs-
dienstes.

Bei einem Großschadensereignis sind 
mehr als 100 Personen über einen durch-

gehenden Zeitraum von mindestens acht 
Stunden im Einsatz. Allerdings kann bei 
Einsatzbeginn oft nicht festgestellt wer-
den, ob ein Großschadensereignis vor-
liegt. Dazu wird es noch eine Klarstellung 
geben müssen.

Voraussetzung ist weiters, dass das Aus-
maß und die Lage der Dienstfreistellung 
mit dem Arbeitgeber vereinbart werden. 
Wie das in der Praxis funktionieren soll, 
wird sich zeigen, da gerade im Katastro-
phenfall immer ein rasches Handeln not-
wendig ist.

Prämie aus dem Katastrophenfonds

Als Ausgleich erhalten Arbeitgeber eine 
Prämie von 200 € pro Dienstnehmer und 
Tag. Voraussetzung dafür ist, dass der 
Dienstnehmer aufgrund eines Großscha-
densereignisses oder bei einem Bergret-
tungseinsatz mindestens acht Stunden 
im Einsatz ist. Die selbe Rechtsunsicher-
heit besteht auch, wenn zum Einsatzbe-
ginn das Ausmaß der Abwesenheit noch 
nicht abschätzbar ist.  ●

Katastrophenhilfe – 
Prämie aus dem 
Katastrophenfonds
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Bei Einsätzen zur Katastrophenhilfe
bekommen Dienstnehmer jetzt ihr 
Entgelt weiterbezahlt.

Steuerreform
Von der geplanten großen Steuerre-
form ist nach dem Platzen der Re-
gierungskoalition (vorläufig) nicht 
viel übrig geblieben. Was dennoch 
vor der Nationalratswahl noch be-
schlossen werden und ab 2020 in 
Kraft treten könnte, sei hier kurz 
zusammengefasst:

 ● Geringwertige Wirtschaftsgüter: 
Die Grenze soll auf 800 € angeho-
ben und damit verdoppelt werden.

 ● Kleinunternehmergrenze bei der 
Umsatzsteuer: Eine Anhebung von 
30.000 € auf 35.000 € ist geplant. 
Wer davon Gebrauch macht, ver-
liert allerdings auch den Vorsteuer-
abzug, so wie bisher. Weiterhin gilt, 
dass die Grenze den (fiktiven) Net-
toumsatz markiert: Wer also der 
20 %igen Umsatzsteuer unterläge, 
könnte de facto Bruttoeinnah-
men von bis zu 42.000 € (bisher 
36.000 €) erzielen.

 ● Pauschalierung der Betriebsaus-
gaben: Wahlweise sollen Kleinun-
ternehmer (mit Jahresumsätzen 
unter 35.000 €) ihre Betriebsaus-
gaben pauschal ermitteln können: 
bei Dienstleistern mit 20 % der 
Umsatzerlöse, bei Handels- und 
Produktionsbetrieben mit 45 %.  
Sozialversicherungsbeiträge kön-
nen zusätzlich abgesetzt werden. 
Insbesondere bei Vorliegen von 
Verlusten kann die Ermittlung des 
richtigen steuerlichen Gewinnes 
aber weiterhin vorteilhaft sein.

 ● Vorsteuerabzug für Fahrräder mit 
oder ohne Elektroantrieb: Betrie-
be, die ihren MitarbeiterInnen 
Fahrräder zur Verfügung stellen, 
sollen bei unternehmerischer Nut-
zung den vollen Vorsteuerabzug 
bekommen. Außerdem kann der 
Finanzminister durch Verordnung 
bestimmen, dass keine Eigenver-
brauchsbesteuerung für die (teil-
weise) Privatnutzung anfällt.

S T E U E R N
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Wesentlich beteiligte Gesellschafter-
Geschäftsführer werden bei der priva-
ten Nutzung des Firmen-PKW Dienst-
nehmern gleichgestellt.

Eine wesentliche Beteiligung hat ein Ge-
sellschafter-Geschäftsführer dann, wenn 
er zu mehr als 25 % an einer Kapitalge-
sellschaft beteiligt ist. Steuerlich sind die 
Geschäftsführerbezüge Einkünfte aus 
selbständiger Arbeit. Stellt die Kapital-
gesellschaft ihrem wesentlich beteilig-
ten Geschäftsführer ein Firmen-Kfz auch 
zur privaten Nutzung zur Verfügung, 
so unterliegt der daraus resultierende 
Sachbezug der Einkommensteuerpflicht. 
Weiters zahlt man für Privatnutzung 
des Geschäftsführerautos auch Lohn-
nebenkosten. Diese bestehen aus dem 
Dienstgeberbeitrag zum Familienlasten-
ausgleichsfonds (DB), dem Zuschlag zum 
Dienstgeberbeitrag (DZ) und der Kom-
munalsteuer (KommSt) – rund 7,3 % vom 
Wert der Privatnutzung.

Wert der Privatnutzung

Der Sachbezugswert ist auch die Bemes-
sungsgrundlage für die Einkommensteu-
er und die Lohnnebenkosten. Laut einer 
Verordnung der Finanz (BGBl II 70/2018 
vom 19.4.2018) kann der Sachbezugs-
wert auf zwei Arten ermittelt werden:

 ● Variante 1: Ansatz der Werte gemäß 
Sachbezugswerteverordnung (Sachbe-
zugswerteVO) 
oder

 ● Variante 2: Ansatz der anteilig auf die 
Privatnutzung anfallenden Gesamt-
kosten, die von der Kapitalgesellschaft 
getragen werden. Diese Variante ist oft 
günstiger.

Die Verordnung gilt ab dem Kalenderjahr 
2018 und nur für die Einkommensteuer 
des Geschäftsführers. Der Verwaltungs-
gerichtshof hat aber 2018 entschieden, 
dass Gleiches auch für die Lohnneben-
kosten gilt.

Info zu Variante 1: Die Berechnung des 
Sachbezuges nach der Sachbezugswer-
teverordnung erfolgt abhängig vom 
CO

2
-Ausstoß mit 1,5 % bzw. 2 % der An-

schaffungskosten, 0% für Elektroautos. 
Der Sachbezugswert beträgt maximal 
720 € bzw. 960 € pro Monat. Wird das 
Firmen-Kfz nachweislich nicht mehr als 
6.000 km pro Jahr für Privatfahrten ver-
wendet, kann der halbe Sachbezugswert 
angesetzt werden. Kostenersätze, die der 
Gesellschafter-Geschäftsführer an die 
GmbH hinsichtlich seiner Privatfahrten 
leistet, verringern den Sachbezugswert.

Info zu Variante 2: Werden die tatsäch-
lichen Kfz-Kosten für die Privatnutzung 
angesetzt, muss man den Privatnutzungs-
anteil z.B. durch Vorlage eines Fahrten-
buches oder in sonstiger plausibler Form 
nachweisen. In der Praxis scheitert dieser 
Ansatz oft an der Aufzeichnungspflicht.

Weg ins Büro – private Strecke?

Bei der Variante 2 sind die Fahrten zwi-
schen dem Wohnsitz und dem Betrieb 
der betrieblichen Sphäre zuzurechnen. 
Das bedeutet, dass für diese Kilometer 
keine Privatnutzung versteuert werden 
muss und auch keine Lohnnebenkosten 
anfallen. Wer nach Sachbezugswertever-
ordnung ermittelt (Variante 1), muss die 
Fahrten zwischen Betrieb und Wohnung 
als Privatfahrten werten. Das wirkt sich 
vor allem dann negativ aus, wenn man 
nur den halben Sachbezug ansetzen 
möchte. Dann kann der Weg ins Büro die 
6.000 km-Hürde verbauen und der volle 
Sachbezug wird fällig.

Firmenauto-Steuern für Gesellschafter 
Wer zu mehr als 25 Prozent an einer Kapitalgesellschaft beteiligt ist, zahlt bei der 
Privatnutzung seines Firmenautos Steuern wie ein Dienstnehmer.

PKW eines wesentlich beteiligten 
Geschäftsführers

F I R M E N - P K W
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Hinweis: 

Zahlt die GmbH pauschale Kosten-
ersätze (wie insbesondere Taggeld, 
Nächtigungsgeld und Kilometer-
geld) an ihre Gesellschafter-Ge-
schäftsführer, so unterliegen diese 
ebenfalls der Lohnnebenkosten-
pflicht!

Wer zu mehr als 25 % an einem Unternehmen 
beteiligt ist, zahlt für sein Firmenauto Steuern 
wie ein Angestellter.
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Formale Kriterien nötig
Wer innergemeinschaftliche Lieferungen steuerfrei halten 
will, muss nun jede Menge nachweisen und dokumentieren.

I N N E R G E M E I N S C H A F T L I C H E  L I E F E R U N G E N

Innergemeinschaftliche Lieferungen 
müssen nun strenge formale Kriterien 
erfüllen um steuerfrei zu bleiben.

Bisher war es aufgrund der EU-Recht-
sprechung möglich, die Steuerfreiheit 
für innergemeinschaftliche (ig) Lieferun-
gen auch dann beanspruchen zu können, 
wenn die formalen Voraussetzungen 
nicht gänzlich erfüllt wurden, aber mate-
riellrechtlich die Tatsache der ig-Lieferung 
bewiesen werden konnte. Dies wird sich 
zukünftig ändern. Ähnlich den strengen 
Regeln zum Vorsteuerabzug werden be-
stimmte formale Bedingungen gefordert: 

1. Gültige UID-Nummer des Erwerbers 
im Land des Erwerbes zum Zeitpunkt 
der Lieferung 

2. Aufnahme in die Zusammenfassende 
Meldung (ZM) durch den liefernden 
Unternehmer

Werden die formalen Voraussetzungen 

nicht erfüllt, kann die Steuerfreiheit ver-
sagt werden. Eine nachträgliche Sanie-
rung – wie etwa im Zuge einer Betriebs-
prüfung – ist wohl kaum möglich.

Schließlich werden auch an den Beleg-
nachweis beim Verkäufer strengere An-
forderungen gestellt: die Tatsache der 
ig-Lieferung muss durch zwei einander 
nicht widersprechende, von unabhän-
gigen Dritten erstellte Nachweise doku-
mentiert werden. Als Nachweise gelten 
insbesondere Unterlagen zum Transport/
Versand (etwa CMR-Frachtbrief), Versi-
cherungspolizzen für den Warentrans-
port, Bankunterlagen zur Bezahlung 
des Transports, Quittungen über die  
Lagerung der Gegenstände bei einem 
Lagerhalter. Veranlasst der Erwerber den 
Transport (Abholfall), ist zusätzlich eine 
schriftliche Erklärung des Erwerbers  
notwendig, dass er den Transport veran-
lasst hat.  ●

Nachweispflicht ab 
2020 verschärft
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Unabhängige Dritte müssen 
nun innergemeinschaftliche 
Lieferungen nachweisen.

Bund stellt ab  
1. Dezember 
elektronisch zu

Mit Jänner 2020 haben alle Behör-
den das Recht, Unternehmen aus-
schließlich elektronisch anzuschrei-
ben. Der Bund startet damit bereits 
am 1. Dezember 2019. Unternehmen 
müssen die Empfangsvorausset-
zungen schaffen.

Zustellung über das USP

Die eZustellung erfolgt über das Un-
ternehmensserviceportal (USP) auf 
www.usp.gv.at. Dazu brauchen Un-
ternehmen ein Konto beim USP und 
eine gültige E-Mail-Adresse für die 
Benachrichtigung vom Posteingang. 
Im USP im Bereich „MeinPostkorb“ 
muss auch ein Postbevollmächtigter 
für die Zustellung hinterlegt werden. 
Wer noch kein USP-Konto besitzt,   
kann dieses kostenlos mittels Handy-
signatur anlegen.

Ausnahme für Kleinunternehmer

Kleinunternehmer ohne Umsatzsteu-
erpflicht sind nicht verpflichtet, auf 
die eZustellung umzusteigen. Eine 
freiwillige Nutzung ist möglich.

Unzumutbarkeit

Grundsätzlich sind alle Unternehmen 
mit Ausnahme der Kleinunternehmer 
zur Teilnahme an der eZustellung 
verpflichtet. Nur wenn die erforder-
lichen technischen Voraussetzungen 
nicht gegeben sind, gilt die elektroni-
sche Zustellung auch nach 2020 als 
unzumutbar. 

Derzeit gibt es keine Sanktionen. 
Wenn es keine elektronische Zustell-
möglichkeit gibt, so stellt die Behörde 
weiterhin postalisch zu.

U S P - K O N T O

Infos elektronisch
Behörden dürfen ab Jänner elektronisch 
zustellen.
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F R A G E  &  A N T W O R T

Die Antikorruptionsbestimmun-
gen sind im Strafgesetzbuch genau 
geregelt.

Öffentlicher Sektor

Strafbar ist das Fordern, Annehmen 
oder Sich-versprechen-Lassen von 
ungebührlichen Vorteilen durch den 
Amtsträger für die pflichtgemäße 
Vornahme oder Unterlassung eines 
Amtsgeschäfts. Keine ungebührlichen 
Vorteile sind etwa orts- oder landes-
übliche Aufmerksamkeiten bis 100 €.

Amtsträger sind alle Personen,
 ● die Aufgaben der Gesetzgebung, 

Verwaltung oder Justiz wahrneh-
men z.B. Beamte

 ● die hoheitlich tätig werden z.B. Kfz- 
Techniker bei der Ausstellung der 
§ 57a-Plakette

 ● die in Unternehmen tätig sind, die 
unter beherrschendem Einfluss 
einer Gebietskörperschaft stehen 
bzw. der Kontrolle durch den Rech-
nungshof unterliegen z.B. ASFiNAG

Privater Sektor

Strafbar ist das Fordern, Annehmen 
oder Sich-versprechen-Lassen von 
ungebührlichen Vorteilen durch 
Bedienstete oder Beauftragte eines 
Unternehmens für die pflichtwidrige 
Vornahme oder Unterlassung einer 
Rechtshandlung für sich oder einen 
Dritten. Zwischen dem Vorteil und 
dem betreffenden Geschäft muss ein 
Motivationszusammenhang beste-
hen. Hier gibt es grundsätzlich keine 
Ausnahmen oder Geringfügigkeits-
grenzen.

Empfehlung: Schaffen Sie Bewusstsein 
bei Ihren Mitarbeitern!

Was gilt als  
Bestechung?

Wenn Sie sich als Unternehmerin 
oder Unternehmer ein Fahrrad ohne 
E-Motor für betriebliche Fahrten 
kaufen, können Sie den Vorsteuerab-
zug geltend machen.

Dies deshalb, weil beim Fahrrad 
ausschließlich Muskelkraft für die 
Fortbewegung verwendet wird und 
dieses daher nicht als Kraftfahrzeug 
bzw. Kraftrad gilt. Dazu muss das 
Fahrrad zu mind. 10 % unternehme-
risch genutzt werden. Für den privaten 
Anteil ist aktuell noch ein Eigenver-
brauch anzusetzen.

Anders verhält es sich bei E-Bikes, 
da diese als Krafträder gelten und 
grundsätzlich wie ein PKW oder Kombi 
vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen 
sind. Der Gesetzgeber hatte zwar ab 
2016 ein Einsehen mit den E-Autos 
(PKW und Kombis) und nahm diese 
umweltschonende Gruppe vom Vor-
steuerabzugsverbot explizit aus. Für 
E-Bikes gibt es jedoch weiterhin keinen 
Vorsteuerabzug. Mit der geplanten 
Steuerreform soll diese Gesetzeslücke 
nun ab 2020 geschlossen werden.

Die Kosten für das Fahrrad sind als 
Betriebsausgabe absetzbar, für die 
gefahrenen Privatkilometer ist ein 
Privatanteil zu versteuern. Wenn 
Mitarbeiter das Fahrrad oder E-Bike 
auch privat nutzen, fällt aktuell kein 
Sachbezug an.

Kann ich für 
ein Fahrrad Vor­
steuer abziehen?

Data breach (engl. für Datendieb-
stahl, Datenmissbrauch) liegt vor, 
sobald Unbefugten der Zugriff auf 
personenbezogene Daten möglich 
wird.

Dies kann ua bei einem Hackerangriff 
oder dem Verlust des Firmenhandys 
schnell zur Realität werden. Den 
Betroffenen kann daraus ein physi-
scher, materieller oder immaterieller 
Schaden (z.B. finanzieller Verlust, 
Rufschädigung) entstehen.

Was ist in einem solchen Fall zu tun? 
Bei Risiko für die Rechte und Freiheiten 
natürlicher Personen sind unverzüg-
lich (innerhalb von 72 Stunden)

 ● die Art der Datenschutzverletzung,
 ● die Kontaktdaten des Datenschutz-

beauftragten,
 ● die Beschreibung der wahrscheinli-

chen Folgen und
 ● die Beschreibung von vorgeschlagen 

oder ergriffen Maßnahme zur Behe-
bung und Milderung der möglichen 
negativen Auswirkungen

an die zuständige Aufsichtsbehörde 
und an die Betroffenen zu melden. 
Die Benachrichtigung an die Betrof-
fenen kann ua entfallen, wenn vorher 
getroffene Sicherheitsvorkehrungen 
(z.B. Verschlüsselung) den Zugriff auf 
personenbezogene Daten unmöglich 
machen.

Data Breach – 
Was tun?
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Hinweis: Ein Muster für die 
Meldung von Verletzungen des 
Schutzes personenbezogener 
Daten gemäß Art. 33 DSGVO 
finden Sie unter  
www.dsb.gv.at/dokumente
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Win-Win im Home-Office
Arbeitsrechtlich ist das Arbeiten im Home-Office der 
Arbeit im Büro gleichgestellt.

D I E N S T N E H M E R

Die Flexibilisierung der Arbeitswelt ist 
unaufhaltsam: bezüglich Arbeitszeit, 
aber auch beim Arbeitsort. 

Home-Office Arbeit ist durch die zuneh-
mende Digitalisierung enorm begüns-
tigt. Im Idealfall ergibt sich eine Win-Win-
Situation: einerseits geringere Kosten 
und motivierte Mitarbeiter, andererseits 
keine Wegzeiten und ein hohes Maß an 
Zeitautonomie. 

Grundsätzlich gelten die gleichen ar-
beitsrechtlichen Bestimmungen wie 
für das Arbeiten im Betrieb – es sind 
also auch Arbeitsaufzeichnungen 
zu führen. Mit der Einschränkung, 
dass nur die Anzahl der gearbeiteten 
Stunden pro Tag festzuhalten sind.  

In einer Home-Office Vereinbarung sind 
folgende Punkte zu beachten:

 ● Wer führt die Arbeitszeitaufzeichnun-
gen?

 ● Welche sonstigen Berichts- und Melde-
pflichten bestehen?

 ● Wer stellt die Arbeitsmittel zur Verfü-
gung? 

 ● Wer sorgt für Wartung und Reparatur 
der Arbeitsmittel? Wenn der Arbeitge-
ber Arbeitsmittel stellt, haftet er auch 
dafür, dass sie den ergonomischen An-
sprüchen und dem Stand der Technik 
entsprechen. Gewährt der Arbeitgeber 
pauschale Spesenersätze, dann sind 
diese voll steuerpflichtig. Die Arbeit-
nehmer können aber nachgewiesene 
Kosten für ihre berufliche Tätigkeit 
beim Finanzamt steuerlich geltend 
machen.

 ● Wie wird Datenschutz und Daten-
sicherheit gewährleistet? Der Arbeitge-
ber hat einerseits dafür zu sorgen, dass 
betriebliche und personen bezogene 

Daten geschützt werden, er muss aber 
auch die Privatsphäre seiner Dienst-
nehmer schützen.

 ● Für Gesundheitsschutz ist auch bei 
Home-Office der Arbeitgeber verant-
wortlich. Ob ein Arbeitsunfall vorliegt 
hängt davon ab, wo der Unfall passiert 
ist: im Home-Office oder im privaten 
Wohnbereich.

 ● Muss der Arbeitnehmer zu bestimm-
ten Zeiten im Betrieb des Arbeitgebers 
anwesend sein? 

 ● Können kurzfristig dringende Anwe-
senheiten im Betrieb (etwa für Mee-
tings) angeordnet werden? 

 ● Gibt es Kostenersatz (etwa Kilometer-
gelder) für Fahrten in den Betrieb?

 ● Kann die Home-Office Vereinbarung 
vom Arbeitgeber einseitig widerrufen 
werden? Muss dann der Arbeitnehmer 
im Betrieb arbeiten?

Weitere wichtige Eckpunkte:

 ● Wann muss der Arbeitnehmer jeden-
falls erreichbar sein (Kernzeit)?

 ● Wie werden Arbeitspausen geregelt?
 ● Sollen zur Vermeidung von Zuschlägen 

Arbeiten in der Nacht sowie an Sonn- 
und Feiertagen generell verboten sein?

 ● Sinnvollerweise wird das Arbeiten zu 
Hause zumeist mit Gleitzeit verknüpft 
sein. Diese muss in jedem Fall aber 
schriftlich vereinbart werden.

 ● Festlegung der Gleitzeitperiode: diese 
kann ( je nach Kollektivvertrag) auf bis 
zu einem Jahr ausgedehnt werden.

 ● Maximales Ausmaß des Übertrags von 
Zeitguthaben und -schulden in die 
nächste Gleitzeitperiode: je höher die 
übertragbaren Zeitguthaben, desto 
geringer wird die Notwendigkeit, am 
Ende der Gleitzeitperiode Überstunden 
(mit Zuschlägen) ausbezahlen zu müs-
sen. Die maximal gesetzlich zulässige 
tägliche und wöchentliche Arbeitszeit 
stellt die Obergrenze für die Festle-
gung des Ausmaßes von übertragba-
ren Zeitguthaben dar.

Home­Office: Was  
muss man beachten?
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Wer primär digital 
arbeitet, kann das auch 
bequem zuhause tun.
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K U R Z M E L D U N G E N

Steuerhäppchen

SEPA­Lastschrift 
für ESt­Voraus­
zahlung

Wer seine Einkommensteuer-Vor-
auszahlungen nicht mehr überwei-
sen möchte, kann seit Anfang Juli ein 
SEPA -Lastschriftmandat erteilen. Dazu 
kann man entweder ein Online-For-
mular ausfüllen und unterschrieben 
ans Finanzamt schicken oder man füllt 
ein Formular in FinanzOnline aus. Das 
Formular kann nur der Steuerpflichtige 
selbst ausfüllen; wir als Steuerberater 
können ein Finanzamts-Lastschrift-
mandat nicht für unsere Klienten ein-
richten. 

Lebens­
versicherung 
rückabwickeln
Nach einer Entscheidung des Europä-
ischen Gerichtshofs können Lebens-
versicherungsverträge, welche im 
Zeitraum 1.1.1994 und 31.12.2015 ab-
geschlossen wurden, aufgrund man-
gelnder Widerrufsbelehrungen unbe-
fristet rückabgewickelt werden. Das ist 
vor allem dann interessant, wenn Sie 
den Versicherungsvertrag vorzeitig be-
endet haben oder dies vorhaben und 
somit Abschläge in Kauf nehmen. Am 
Markt gibt es verschiedene Anbieter 
(Suche: Lebensversicherung rückabwi-
ckeln), die eine Rückabwicklung für Sie 
erkämpfen wollen. 

Tipp: Vergleichsangebote einholen.

Lehrberufe  
modernisiert

Zwei Lehrberufspakete modernisie-
ren die Lehrlings-Ausbildung für be-
stimmte Berufe wie z.B. Koch/Köchin 
oder Friseur/in. Weiters werden auch 
neue Lehrberufe angeboten wie Back-
technologie, Fahrradmechatronik oder 
Betonbauspezialist. Die meisten Ände-
rungen treten bereits im Ausbildungs-
jahr 2019 in Kraft. 

Weitere Informationen: www.wko.at

Beschäftigungs­
bonus – Achtung 
Frist

Wer einen Vertrag für den Beschäfti-
gungsbonus bekommen hat, darf die 
Frist für die Abrechnung der einzelnen 
Tranchen nicht vergessen. Das jeweili-
ge Förderjahr läuft ab der Einreichung 
des Antrags. Die Abrechnung ist je-
weils nach einem vollen Jahr zu stel-
len. Dafür hat man drei Monate Zeit. 
Die genauen Abrechnungsfristen fin-
den Sie im Vertrag. 

Tipp: Fristen eintragen, auch wenn die 
AWS ein jährliches Erinnerungsmail 
versprochen hat.

Niedrige Finanz­
amtszinsen
Die niedrigen Zinsen merkt man auch 
bei der Finanz. Bis die 50 €-Bagatell-
grenze für Zinsen bei Nachzahlungen 
der Einkommen- oder Körperschaft-
steuer aus 2018 erreicht ist, vergeht 
sehr viel Zeit. Tipp: Zur Sicherheit drei 
Tage vorher überweisen.

Abgaben- 
schuld 

keine Anspruchszinsen  
bei (An-)Zahlung bis

1.000 € 14.05.2023

2.000 € 22.07.2021

4.000 € 25.08.2020

10.000 € 09.02.2020

20.000 € 05.12.2019

50.000 € 26.10.2019

Gelassen  
auftreten 
An das Thema „Gelassen auftreten“ 
kann man sehr unterschiedlich heran-
gehen. Fleur Sakura Wöss bietet in ih-
rem Buch zum einen die notwendigen 
Werkzeuge für Redner und Vortragen-
de um gelassen aufzutreten – dieser 
Aspekt basiert auf ihrem langjährigen 
Redner-Leben. Den anderen Zugang 
verdanken wir dem Zen-Buddhismus, 
der das Leben der Autorin stark ge-
prägt hat. Beide Ansätze werden 
verwoben in Erzählungen aus ihrem 
Leben, die das Buch mehr zu einer 
lehrreichen Biographie als zu einem 
Ratgeber werden lassen. 

Gelassen auftreten. 
Fleur Sakura Wöss,  
Kösel
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impuls wurde auf umweltfreundlichem Papier gedruckt. Es enthält mindestens 50 % 
FSC-zertifizierten Zellstoff. Die Produktion erfolgte mit Strom aus erneuerbaren 
Energie trägern unter Berücksichtigung der strengen Öko-Richtlinien von greenprint*. 
Die bei der Papier- und Druckproduktion entstandenen CO2-Emissionen wurden durch 
Erwerb von Gold Standard Zertifikaten neutralisiert. Der 
Beitrag fließt in ein vom WWF ausgewähltes Klima-
schutzprojekt in Indien.

Impressum: Für den Inhalt verantwortlich:  
Karl Bruckner & Partner Steuerberater – Inhaber  
Karl Grossek e.U., 3130 Herzogenburg  |  Redaktion 
und  Gestaltung: www.november.at, 1040 Wien |  
P.b.b. Verlagspostamt 3130 Herzogenburg  |  Druck: 
gugler, 3390 Melk  |  Die veröffentlichten Beiträge 
sind urheber rechtlich geschützt und ohne Gewähr.

> 31. Dezember – Letzte Chance für Steuerausgleich 2014

Verzichten Sie nicht auf die Steuergutschrift und machen Sie Wer bungskosten, Sonderausgaben und außergewöhnliche  
Be las tungen aus 2014 noch bis Jahresende geltend. Am besten über FinanzOnline. Warten Sie nicht auf die antragslose 
Arbeitnehmerveranlagung. Diese gibt es erst ab dem Jahr 2016.

S T E U E R T O O L

Menschenrecht auf Rauchpause?

Ab November 2019 ist Rauchen 
an allen öffentlichen Orten ver-
boten, wo Speisen und Getränke 
verabreicht oder konsumiert wer-
den. Wie schaut es aber mit dem 
„betrieblichen“ Rauchen aus bzw. 
haben Dienstnehmer einen An-
spruch auf bezahlte oder unbe-
zahlte Rauchpausen?

Ein „Menschenrecht auf Rauch-
pausen“ gibt es nicht, egal ob 
bezahlt oder unbezahlt. Werden 
Rauchpausen vom Dienstgeber 
bloß geduldet, ohne dass ein 
konkreter Rahmen für die Pause 
vorgegeben ist, liegt auch keine 
taugliche Basis für eine Betriebs-
übung vor und kann für die Zu-
kunft einseitig verboten werden. 
Daher sollten Rauchpausen oder 
deren Verbote schriftlich verein-
bart werden.  l

R A U C H P A U S E N

Kein Rauch-Recht
Rauchpausen müssen mit dem  
Arbeitgeber vereinbart sein.

Pauschalen für alle Berufsgruppen
Wenn man wenig Ausgaben hat oder auch das Sammeln von Belegen als  
mühsam empfindet, kann man über eine Pauschale nachdenken.

Wichtiger Steuertermin

Pauschalierungen 
sparen Zeit und GeldkuriosFiskurios
Keine Belege? Keine Ausgaben? Dann ist wahrscheinlich eine Pauschalierung  
für Sie interessant. Wir geben einen Überblick:

Basispau-
schalierung

• Einnahmen-Ausgaben-Rechner, Vorjahresumsatz max. 220.000 €
• 6 % (max. 13.200 €) bei kaufmännischer oder technischer Beratung, für 

Geschäftsführer über 25 %, bei vermögensverwaltender, schriftstellerischer, 
vortragender, wissenschaftlicher, unterrichtender und erzieherischer Tätigkeit

• 12 % (max. 26.400 €) für alle anderen
• Weiters absetzbar: Rohstoffe, Löhne, Fremdlöhne für die Leistungserstellung, 

eigene Pflichtversicherung
• Reisekosten sind Durchlaufposten
• Vorsteuern: Pauschale von 1,8 % des Nettoumsatzes (max. 3.960 €) möglich.

Gewerbe-
Pauschalie-
rungen

• Einnahmen-Ausgaben-Rechner in einem aus 54 Gewerbezweigen (Liste siehe 
wko.at)

• zwischen 5,2 und 20,7 %
• Weiters sind absetzbar: wie bei Basispauschalierung und noch einige mehr 

(z.B. Abschreibung, Miete, Energie, Telefon)

Weitere 
Ausgaben-
pauschalie-
rungen

• Handelsvertreter und ähnliche: 12 % des Provisionsumsatzes (max. 5.825 €)
• für Gastgewerbe: 10 % Grundpauschale, 2 % Mobilitätspauschale,  

8 % Energie- und Raumpauschale
• für Lebensmittel und Gemischtwarenhandel: Gewinn pauschal 3.630 € 

zuzüglich 2 % der Einnahmen inkl. USt
• für Drogisten: 12 % Betriebsausgabenpauschale

Pauschalen 
für Arbeit-
nehmer

• Werbungskostenpauschale: 132 €
• Berufsgruppenpauschale: Artisten, Schauspieler, Journalisten, Musiker, Forst-

arbeiter, Berufsjäger, Hausbesorger, Heimarbeiter, Vertreter, Stadt-, Gemeinde-, 
oder Ortsvertretung, Expatriates




